
Gesetz keinen Niederschlag gefunden. Es ist deshalb 
der klare, eindeutige, unmißverständliche, eine ein­
schränkende Auslegung nicht zulassende Gesetzeswort­
laut zugrunde zu legen. Ein anderes Verfahren würde 
gegen die demokratische Gesetzlichkeit verstoßen.

Danach ist die Einrede der Nichtzahlung der Kosten 
des Vorprozesses begründet, so daß die Rechtsverfol­
gung des Klägers keine Aussicht auf Erfolg bietet. 
Mithin konnte dem Antrag auf Bewilligung einstweili­
ger Kostenbefreiung und Beiordnung eines Pflichtan­
walts für die Berufungsinstanz nicht stattgegeben 
werden.
A n m e r k u n g :

Der vorstehende Beschluß verdient deshalb Aufmerk­
samkeit, weil er gleichzeitig zwei bedeutsame Grund­
sätze unserer Rechtsanwendung, die beide mit der 
Sicherung der demokratischen Gesetzlichkeit eng ver­
knüpft sind, ausgezeichnet illustriert: einmal den
Grundsatz, daß die Übernahme eines früheren Gesetzes 
nicht auch, die Notwendigkeit der Übernahme einer 
bestimmten Auslegung dieses Gesetzes nach sich zieht; 
sodann den Grundsatz, daß einem eindeutigen Gesetz 
gegenüber ein etwa abweichender „Wille des Gesetz­
gebers“ unbeachtlich ist. Das letztere Prinzip gilt so­
wohl für übernommene wie für neue Gesetze und ist, 
wie der Beschluß richtig erkennt, einer der Pfeiler, auf 
die sich die demokratische Gesetzlichkeit gründet.

Um diesen zweiten Grundsatz vorwegzunehmen: mit 
dem „Willen des Gesetzgebers“ hat die bürgerliche 
Lehre und Rechtsprechung einen verbreiteten Miß­
brauch getrieben, besonders da, wo er dazu herhalten 
mußte, die Umgehung eines Gesetzes zu ermöglichen. 
Hierin lag eine Hauptmethode der Auflösung der bür­
gerlichen Gesetzlichkeit — das sollten sich die auch 
heute noch auftretenden Versuche, Gesetz und Willen 
des Gesetzgebers in Gegensatz zu bringen, als War­
nung dienen lassen. Was der Gesetzgeber „will“ — 
das gerade sagt er im Gesetz und nirgendwo anders, 
und Lenin schreibt, daß „der vom Staat ausgehende 
W i l l e  sich in einem von der Staatsgewalt erlassenen 
G e s e t z  äußern muß, weil sonst das Wort „Wille“ eine 
bloße Erschütterung der Luft durch leere Worte be­
deuten würde“.*)

Daraus folgt, daß überall da, wo die Bedeutung einer 
Gesetzesstelle nach, Wortlaut und Zusammenhang klar 
und sinnvoll ist, ihre Nichtanwendung oder Modifizie­
rung unter Berufung auf einen angeblich anders ge­
arteten Willen des Gesetzgebers eine Ungesetzlichkeit 
darstellt. Daraus folgt weiter, daß ein Versuch, den 
Willen des Gesetzgebers aus anderen Quellen als dem 
Gesetz selbst zu ermitteln, überhaupt nur dann in Frage 
kommt, wenn dieser Wille nicht im Gesetz selbst mit 
genügender Klarheit zum Ausdruck gelangt ist, d. h. 
wenn der Wortlaut oder Zusammenhang mehrere Deu­
tungen zuläßt oder keinen Sinn gibt, die fragliche Stelle 
also au s g eie g t werden muß. Auch in diesem Falle 
aber ist höchste Vorsicht geboten, denn kaum jemals 
ist mit voller Zuverlässigkeit zu ermitteln, was „der 
Gesetzgeber“ mit einer unklaren oder mehrdeutigen 
Gesetzesstelle sagen wollte; selbst sogenannte Motive 
oder offizielle Begründungen stammen in den seltensten 
Fällen von dem verfassungsmäßigen Gesetzgeber selbst.

Die Bestimmungen des § 271 Abs. 4 in Verbindung 
mit § 274 Abs. 2 Z i f f .  6 ZPO könnte man als das Muster 
eines klaren und unzweideutigen Gesetzes bezeichnen: 
weder der Wortlaut noch der Zusammenhang lassen 
auch nur den geringsten Zweifel an der Bedeutung des 
Textes o f f e n  — an der durchaus sinnvollen und ein­
leuchtenden Bedeutung, daß, wer eine Klage einmal 
zurückgenommen hat, erst die Kosten dieses Prozesses 
bezahlen soll, bevor er dieselbe Klage von neuem er­
hebt, und daß diese Bestimmung durch eine entspre­
chende, dem Beklagten zustehende prozeßhindernde 
Einrede sanktioniert sein soll. Hier gibt es nichts zu 
zweifeln oder auszulegen, hier ist also gar kein Raum 
dafür, die Absicht des Gesetzgebers zwecks Klarstellung 
seines Willens zu ermitteln; und sollten selbst die 
„Motive“ die Absicht vermerken, jenen klaren Inhalt 
des Gesetzes nur in einer beschränkten Zahl der mög­
lichen Fälle anzuwenden, so ist das unerheblich, weil * S.

*) Zitiert bei Klenner, „Form und Bedeutung der Gesetzlich­
keit als einer Methode in der Führung des Klassenkampfes",
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das Gesetz selbst von einer derartigen Beschränkung 
nichts weiß.

Daran ändert sich auch dadurch nichts, daß die 
frühere Rechtsprechung der angeblich den Wortlaut des 
Gesetzes modifizierenden Absicht des Gesetzgebers 
Rechnung getragen und damit das Gesetz verletzt hat. 
Diese Rechtsprechung ist nur n weiteres Beispiel für 
die Willkür, mit der die Gerichte des imperialistischen 
Staates alle „rechtsstaatlichen“ Beteuerungen beiseite 
schoben, wenn ihnen das Gesetz in einem bestimmten 
Fall nicht paßte. Der zu solchem Zweck mit dem 
„Willen des Gesetzgebers“ getriebene Mißbrauch wird 
besonders eklatant, wenn, wie in unserem Fall, der 
Gegensatz zwischen ihm und dem Gesetz künstlich 
konstruiert wird. Sicherlich stand hinter der Bestim­
mung des § 271 Abs. 4 die Einsicht in die Notwendig­
keit, „den Beklagten gegen Vexationen des Klägers zu 
schützen“, und in der Tat wird in der kapitalistischen 
Ordnung in zahlreichen, wenn nicht in den meisten 
Fällen einer Klagerücknahme mit anschließender Pro­
zeßerneuerung eine solche Vexationsabsicht zugrunde 
gelegen haben. Das Gesetz selbst hat aber, wie in un­
zähligen anderen Fällen, die betreffende Vorschrift 
dann nicht auf den Fall beschränkt, der die Veranlas­
sung zur Aufnahme dieser Vorschrift gegeben haben 
mag, sondern hat eben die Vorschrift — hier: in der 
richtigen Erkenntnis, daß es nicht auf die Belästigungs­
absicht, sondern auf die objektive Belästigung ankommt 
— verallgemeinert. Das ist keine Besonderheit, sondern 
ein alltäglicher Fall der Gesetzgebungstechnik, aus dem 
sich ein Widerspruch zwischen der gesetzgeberischen 
Absicht und dem Gesetz keineswegs konstruieren läßt.

Die frühere Rechtsprechung zu diesem Punkt ist also 
aus zweifachem Grunde abzulehnen: einmal weil bei 
der Eindeutigkeit des Gesetzes seine „Auslegung“ un­
zulässig war, sodann, weil diese Auslegung, selbst wenn 
sie zulässig gewesen wäre, sachlich falsch war. Zu 
einer Übernahme dieser falschen Auslegung sind unsere 
Gerichte entsprechend dem ersten der anfangs erwähn­
ten Grundsätze weder verpflichtet noch berechtigt. Dem 
Beschluß des Stadtgerichts Berlin ist also voll beizu­
stimmen. prof. Dr. N a t h a n

Zur Frage der Anwendbarkeit des Gesetzes über das 
Verfahren für die Erstattung von Fehlbeständen an 
öffentlichem Vermögen vom 18. April 1937 (RGBl. I
S. 461).

/ BG Suhl, Beschl. vom 29. Juli 1953 — 4 T 97/53.
Die Gläubigerin hat an den Schuldner wegen eines von 

diesem zu vertretenden Fehlbestandes eine Forderung von 
388,81 DM seit dem 8. April 1950. Der Schuldner hat sich in einer 
Unterwerfungserklärung vom 13. April 1950 zum Ersatz des 
Fehlbestandes verpflichtet und der sofortigen Zwangsvoll­
streckung unterworfen. Da Zwangsmaßnahmen jedoch fruchtlos 
ausgefallen sind, hat die Gläubigerin die Ladung des Schuld­
ners zum Offenbarungseid und Ableistung desselben beantragt. 
Im daraufhin anberaumten Termin wurde der Antrag der 
Gläubigerin vom Sekretär des Kreisgerichts zurückgewiesen, 
weil ein ordnungsgemäßer Schuldtitel nicht vorliege und die 
Vollstreckungsklausel fehle.

Gegen diesen Beschluß hat die Gläubigerin Erinnerung ein­
gelegt und vorgetragen, daß die Unterwerfungserklärung nicht 
mit der formellen Vollstreckungsklausel des § 725 ZPO ver­
sehen zu sein brauche, da diese Erklärung gemäß § 6 Abs. 2 
Ziff. 2 des Gesetzes über das Verfahren für die Erstattung von 
Fehlbeständen an öffentlichem Vermögen vom 18. April 1937 
(RGBl. I S. 461) als' vollstreckbarer Titel anzusehen sei.

Der Erinnerung wurde vom Sekretär des Kreisgerichts nicht 
abgeholfen, auch das Gericht selbst hat dieselbe zurückgewie­
sen und seinen Entschluß damit begründet, daß die nach 
§ 724 ZPO erforderliche Vollstreckungsklausel auf der Unter­
werfungserklärung fehle; der Offenbarungseid könne erst 
dann abgenommen werden, wenn ein ordentlicher Sehuldtitel 
vorliege.

Die gegen diesen Beschluß eingelegte sofortige Beschwerde 
begründet die Gläubigerin damit, daß eine Unterwerfungs­
erklärung trotz Fehlens der Vollstreckungsklausel Schuldtitel im 
Sinne des § 704 ZPO sei. Sie sei nach § 6 des Erstattungsgesetzes 
einem endgültig vollstreckbaren Urteil gleichzusetzen.

Die nach § 34 AnglVO und § 577 ZPO zulässige sofortige 
Beschwerde ist fristgerecht eingelegt und auch begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Das Erstattungsgesetz vom 18. April 1937, gegen 

dessen weitere Anwendung das Ministerium der Justiz 
gemäß einem Rundschreiben vom 22. November 1949 
mit wenigen Ausnahmen typisch nazistischen Inhalts 
keine Bedenken hat, wurde erlassen, weil mit diesem 
Gesetz ein beschleunigtes Vollstreckungsverfahren ge­
rade solchen Dienststellen gegeben werden sollte, die 
staatliches Eigentum zu verwalten hatten. Diesen
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